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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 231/10 B 
 
L 31 U 403/08 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 68 U 707/03 (SG Berlin) 
 
 
 
…………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 
Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. November 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 1. Juli 2010 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1, § 169 

SGG). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG die 

geltend gemachten Zulassungsgründe der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) und des 

Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht hinreichend bezeichnet. 

 

Soweit der Kläger eine Abweichung vom Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 5.9.2006 

(B 2 U 25/05 R - SozR 4-2700 § 56 Nr 2) geltend macht, genügt es nicht darauf hinzuweisen, 

dass das LSG seiner Entscheidung nicht die höchstrichterliche Rechtsprechung zugrunde 

gelegt habe. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die 

Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen 

Divergenz (BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 6 RdNr 5 mwN). Inwieweit das LSG die 

Rechtsprechung des BSG nicht nur nicht beachtet oder unzutreffend angewandt, sondern in 

Frage gestellt und andere rechtliche Maßstäbe bei seiner Entscheidung herangezogen hätte 

(vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 4 RdNr 6 mwN), geht aus der Beschwerdebegründung nicht 

hervor. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; er kann auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Unabhängig davon, dass ein Verfahrensmangel durch das Übergehen eines Beweisantrags nur 

dann in Betracht kommt, wenn ein prozessordnungsgemäßer Beweisantrag gestellt worden ist, 

mit dem sowohl das Beweismittel als auch das Beweisthema angegeben und aufgezeigt wird, 

über welche Tatsachen im Einzelnen Beweis erhoben werden sollte (BSG SozR 4-1500 § 160a 

Nr 21 RdNr 6), ist "ohne hinreichende Begründung" nicht formell, sondern materiell im Sinne 

von "ohne hinreichenden Grund" zu verstehen (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5). Entscheidend ist, 

ob sich das LSG von seinem sachlich-rechtlichen Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen 

müssen, den beantragten Beweis zu erheben (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 9). Der 

Verfahrensmangel der unzureichenden Sachaufklärung ist daher nur ordnungsgemäß 

bezeichnet, wenn ua schlüssig dargelegt wird, inwiefern nach den dem LSG vorliegenden 

Beweismitteln Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen 

Sicht des LSG erkennbar offen geblieben sind, damit zu einer weiteren Aufklärung des 

Sachverhalts zwingende Veranlassung bestanden hat und die so zu ermittelnden Tatsachen 

nach der Rechtsauffassung des LSG entscheidungserheblich sind (BSG vom 19.6.2008 - B 2 U 

76/08 B - mwN). Umstände, durch die sich das LSG von seinem sachlich-rechtlichen 
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Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen müssen, Dr. E.        anzuhören oder ein weiteres 

Gutachten einzuholen, sind der Beschwerdebegründung indes nicht zu entnehmen. Der Kläger 

legt nur dar, weshalb es aus seiner Sicht einer weiteren Sachverhaltsaufklärung bedurft hätte. 

 

Auch die Rüge des Klägers, das LSG habe sein Vorbringen nicht berücksichtigt und damit den 

Anspruch auf rechtliches Gehör (Art 103 GG, § 62 SGG) verletzt, ist nicht schlüssig dargetan. 

Das Gericht muss nicht ausdrücklich jedes Vorbringen der Beteiligten bescheiden. Vielmehr 

verpflichtet das Gebot des rechtlichen Gehörs nur, deren Ausführungen zur Kenntnis zu 

nehmen und in Erwägung zu ziehen. Es ist erst dann verletzt, wenn sich im Einzelfall aufgrund 

besonderer Umstände klar ergibt, dass das Gericht dieser Pflicht nicht nachgekommen ist 

(BVerfGE 96, 205, 216). Solche Umstände gehen aus der Beschwerdebegründung nicht 

hervor. Der Anspruch auf rechtliches Gehör verpflichtet das Prozessgericht grundsätzlich auch 

nicht, die Beteiligten vor einer Entscheidung auf eine in Aussicht genommene Beweiswürdigung 

hinzuweisen oder die für die richterliche Überzeugungsbildung möglicherweise leitenden 

Gesichtspunkte vorher mit den Beteiligten zu erörtern (BSG SozR 3-1500 § 112 Nr 2 mwN). 

 

Auf die Rüge einer fehlerhaften Beweiswürdigung kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulas-

sung der Revision nicht in zulässiger Weise gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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